Deutscher Bundestag Drucksache7/ 2343 

7- Wahlperiode 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Gewandt, Engelsberger 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2161 - 

betr. Forschungsförderung kleiner und mittlerer Unternehmen 


Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
hat mit Schreiben vom 2. Juli 1974 die oben bezeich- 
nete Kleine Anfrage im Einvernehmen mit den Bun- 
desministern für Wirtschaft und (zur Frage 4) der 
Finanzen wie folgt beantwortet: 


1. In welchem Umfange wurde die Forschung 
kleiner und mittlerer Unternehmen von der 
Bundesregierung in den Jahren 1969 bis 1974, 
nach Sachgebieten geordnet, gefördert? 

Der nachstehende Überblick über den Umfang der 
staatlichen Förderung von Forschung und Entwick- 
lung (FE) in kleinen und mittleren Unternehmen um- 
faßt: 

a) Die Entwicklung der vom Bund im Rahmen von 
Förderungsprogrammen des Bundesministers für 
Wirtschaft zur Verfügung gestellten Mittel, die 
der Forschung und Entwicklung insbesondere die- 
ser Unternehmensgruppe zugute kommen; 

b) eine Untersuchung des auf kleinere Unterneh- 
men entfallenden Anteils an den Fördermitteln 
des Bundesministeriums für Forschung und Tech- 
nologie; 

c) eine Auswertung der Erhebungen des Stifterver- 
bandes für die Deutsche Wissenschaft, insbeson- 
dere über die internen FE-Aufwendungen der 
Unternehmen nach Unternehmensgrößenklassen 

Programm 


industrielle Gemeinschaftsforschung 
Förderung der Erstinnovation 
Förderung der technischen Entwicklung in der 
Berliner Industrie 

Summe: 

Das Programm zur Förderung der Erstinnovation ist im 


und die hierfür gewährten staatlichen Förder- 
mittel. 

Zu a) 

Wie schon in der Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Opposition betr. Stand der Industrieforschung 
(Drucksache 7/1988) dargelegt, gewährt der Bundes- 
minister für Wirtschaft Zuschüsse für die technische 
Forschung und Entwicklung in der Industrie im 
Rahmen der Programme zur Förderung der 

— industriellen Gemeinschaftsforschung, 

— Erstinnovation und der hierzu erforderlichen Ent- 
wicklung und 

— technischen Entwicklung in der Berliner Industrie. 

Die für diese Programme zur Verfügung gestellten 
Mittel werden insbesondere zur Förderung von For- 
schung und Entwicklung kleinerer und mittlerer 
Unternehmen eingesetzt. So entfielen beispielsweise 
von den bis Ende 1973 vergebenen Zuwendungen 
im Rahmen des Programms zur Erstinnovationsför- 
derung, das den Bereich nach der Forschungsphase 
bis zur Einführung in die Produktion erfaßt, (rund 
20 Mio DM) etwa 80 v, H. auf Unternehmen mit 
weniger als 500 Beschäftigte, von denen wiederum 
ungefähr die Hälfte weniger als 100 Beschäftigte 
aufweist. Die Fördermittel haben sich seit 1969 wie 
unten dargestellt entwickelt. 

Damit hat sich das finanzielle Volumen dieser Pro- 
gramme zwischen 1969 und 1973 verdoppelt und 
soll 1974 um weitere 6 Mio DM ansteigen. 


- in Mio DM - 


1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

24,1 

27,5 

34,9 

35,9 

40,6 

42,0 

— 

— 

— 4,0 

7,5 

9,0 

1,6 

5,0 

5,0 

5,2 

2,7 

6,0 

25,7 

32,5 

39,9 

45,1 

50,8 

57,0 


Jahre 1972 angelaufen. 
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Nach Wirtschaftszweigen verteilen sich die für die 
industrielle Gemeinschaftsforschung zur Verfügung 
gestellten Mittel wie folgt: 


zuführen und das erforderliche produktionstech- 
nische Know-how auf neuen Arbeitsgebieten zu- 
sammenzuführen. 


Wirtschaftszweig 


Mittelverteilung in 

V. H. 





1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1. Energiewirtschaft und Wasserversorgung 


1,5 

3,9 

3,2 

3,6 

3,4 

2. Bergbau 

3. Chemische Industrie und Mineralölverar- 


9,0 

5,1 

5,0 

4,8 

4,2 

beitung 

4. Kunststoff-, Gummi- und Asbestverarbei- 


11,1 

12,8 

13,7 

11,7 

14,6 

tung 

5. Gewinnung und Verarbeitung von Steinen 


3,6 

2,6 

3,2 

3,5 

3,4 

und Erden; Feinkeramik und Glasgewerbe 

6. Eisen- und NE-Metallerzeugung, Gießerei 


7,3 

7,0 

6,0 

6,0 

5,7 

und Stahlverformung 


14,0 

12,9 

14,0 

13,7 

13,9 

7. Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 


15,8 

14,0 

18,3 

17,6 

17,4 

8. Elektrotechnik, Feinmechanik, Optik. Her- 
stellung von EBM-Waren, Musikinstru- 
menten, Sportgeräten, Spiel- und Schmuck- 
waren 


3.3 

4,1 

2,8 

4,0 

3,3 

9. Holz, Papier und Druckgewerbe 


4,8 

5,7 

4,9 

5,9 

6,3 

10. Leder, Textil und Bekleidungsgewerbe 


13,1 

10,6 

10,4 

13,8 

13,4 

11. Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 


6,7 

5,3 

6,5 

6,5 

6,7 

12. Baugewerbe 


1,5 

1,8 

2,4 

0,3 

1,6 

— Querschnittsprogramm-Korrosion 


3,2 

8,7 

3,8 

3,0 

0,7 

— Sonstiges 


5,1 

5,5 

5,8 

5,6 

5,4 

— Summe 


100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Zu b) 

Die im Rahmen der Fachprogramme des BMFT an 
die Industrie vergebenen Förderbeträge fließen 
überwiegend an Großunternehmen. 

Allerdings kann eine einfache Aufrechnung der im 
Förderkatalog des BMFT nach Empfängern ausge- 
wiesenen Fördermittel deren Verteilung auf kleine 
und mittlere Unternehmen einerseits und Großunter- 
nehmen andererseits nicht treffend, widerspiegeln. 
Gerade bei den finanziell ins Gewicht fallenden 
Großprojekten, die mit dem Bau von Versuchsein- 
richtungen und Prototypanlagen verbunden sind, 
fließt ein wesentlicher Teil der Zuwendungsbeträge 
über Unteraufträge dritten Unternehmen zu, ein 
Teil davon selbstverständlich für Zulieferungen und 
Leistungen ohne besonderen Bezug zu Forschung 
und Entwicklung. So waren über Unteraufträge an 
der Entwicklung und dem Bau der Kompakten Na- 
triumgekühlten Kernreaktoranlage in Karlsruhe 
(KNK), Auftragswert ca. 120 Mio DM, insgesamt 
ca. 650 Unternehmen beteiligt. 

Eine gezielte Erhebung des Mittelanfalls bei ganz 
oder überwiegend selbständigen kleinen und mitt- 
leren Unternehmen wird auch durch die vielfältigen 
Kapitalverflechtungen bei den Zuwendungsempfän- 
gern erschwert, da verhältnismäßig häufig Arbeits- 
gemeinschaften und gemeinsame Unternehmen ge- 
gründet werden, um risikoreiche FE- Vorhaben durch- 


Geht man trotzdem für den Bereich des BMFT von 
der Mittelverteilung nach der Größenklasse bzw, 
dem Unternehmenstypus der Erstempfänger der Zu- 
wendungen aus, dann ergibt sich nach Kapitalzuge- 
hörigkeit bereinigt die in der Tabelle 1 zusammen- 
gestellte Mittelverteilung. 

Hierbei wurden eingeordnet als 

a) Großunternehmen: alle deutschen Unternehmen 
mit über 700 Mio DM Jahresumsatz 1972 (Be- 
reich der 100 umsatzstärksten Unternehmen) ein- 
schließlich derjenigen Gesellschaften, deren Kapi- 
tal zu 50 V, H. oder mehr von einem Großunter- 
nehmen in dieser Abgrenzung gehalten wird, so- 
wie deutsche Tochtergesellschaften ausländischer 
Großunternehmen; 

b) gemeinsame Unternehmen und Konsortien: Ar- 
beitsgemeinschaften von Großunternehmen und 
solche Gesellschaften, deren Kapital von weni- 
gen Großunternehmen gehalten wird (überwie- 
gend sogenannte Joint Ventures); 

c) andere (kleinere) Unternehmen: Unternehmen 
unter 700 Mio DM Jahresumsatz 1972, soweit 
nicht unter a) zu rechnen; 


2) Diese ist wegen der vielfältigen Kapitalverpflechtun- 
gen schwer festzustellen - vor allem bei den kleineren 
Unternehmen so daß eine gewisse Ungenauigkeit 
in Kauf genommen werden muß. 
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Übersicht über die Erstempfänger der Zuwendungen des BMFT in der Wirtschaft 
unterteilt nach 4 Programmbereichen 


(Mittelabfluß 1972 und 1973 in TDM; Anteile am jeweiligen Programmbereich 

in V. H.) 


Programmbereich 


Großunternehmen 
Jahr einschl. Beteiligungen 
ab 50 V. H. 


Gemeinsame Unter- 
nehmen und Kon- 
sortien von Groß- 
unternehmen 


andere (kleinere) 
Unternehmen 


Sonstige 




TDM 

V. H. 

TDM 

V. H. 

TDM 

V. H. 

TDM 

V. H. 

Neue Technologien (einschl. 

1972 

132 253 

84,9 

5217 

3,3 

18 106 

11,6 

273 

0,2 

Meeresforschung und -technik) 

1973 

187 647 

84,4 

4 275 

1,9 

27 574 

12,4 

2913 

1,3 

Datenverarbeitung | 

1972 

131 594 

68,9 

41 110 * **) ) 

21,5 

17 094 

8,9 

1 314 

0,7 

1973 

142 978 

69,7 

38 472 *) 

18,8 

21 097 

10,3 

2 521 

1,2 

Kernforschung und kerntechnische 

1972 

131 997 

32,7 

265 016 

65,6 

7 085 

1,7 

— 

f 

Entwicklung 

1973 

88 104 

19,8 

333 742 

75,0 

23 275 

5,2 

044 

-- 

Weltraumforschung, Weltraum- 

1972 

85 690 

65,2 

1 181 

0,9 

37 688 

28,7 

6 870 

5,2 

technik u. Luftfahrtforschung 

1973 

124 634 

47,8 

102 007 

39,1 

31 440 

12,0 *’) 

2 854 

1,1 

Insgesamt | 

1972 

481 534 

54,5 

312 524 

35,4 

79 973 

9,1 

8 457 

1,0 

1973 

543 363 

47,9 

478 496 

42,2 

103 386 

9,1 

8 332 

0,8 


*) im wesentlichen Zuwendungen an die Telefunken Com- 
puter GmbH, deren Kapital zu 50 v. H. von AEG-Tele- 
funken und zu 50 v. H. von der - nicht zu den Groß- 
unternehmen gerechneten - Nixdorf Computer AG 
gehalten wird. 

**) Absinken des Anteils kleinerer Unternehmen im Jahre 
1973 aufgrund eines Auftrags an das Deutsch-Fran- 
zösische Industriekonsortium für den Satelliten Sym- 
phonie im Rahmen des Projekts Symphonie über , 

rd. 101 Mio DM (vgl. Spalte 2, Konsortien von Groß- S? 

unternehmen). g' 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSache 7/2343 



Drucksache 7/2343 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


d) sonstige: Körperschaften ohne Erwerbscharak- 
ter, zum Beispiel Forschungsvereinigungen, Fach- 
verbände, Fachgemeinschaften oder Vereine. 
Hier wurden audi Beratungsunternehmen einbe- 
zogen, die überwiegend als Gutachter für den 
BMFT tätig waren. 

Zu c) 

Einen umfassenden Überblick über die Verteilung 
staatlicher Forschungsmittel nach Unternehmensgrö- 
ßenklassen versuchen die periodisch (zuletzt für 
1971) durchgeführten Erhebungen des Stifterver- 
bandes für die Deutsche Wissenschaft zu geben. Die 
Aufteilung umfaßt allerdings zwangsläufig nur die 
unternehmensinternen FE-Aufwendungen, also nicht 
die Aufwendungen der Unternehmen und des Staa- 
tes für die Gemeinschaftsforschung. Darüber hinaus 
hat die Erhebung des Stifterverbandes für das Jahr 
1971 insgesamt rund 500 Mio DM staatlicher Mittel 
weniger erfaßt als aus öffentlichen Haushalten tat- 
sächlich an Unternehmen der Wirtschaft geflossen 
sind; der Stifterverband wird in seiner voraussicht- 
lich im Juli erscheinenden Schrift „Forschung und 
Entwicklung in der Wirtschaft 1971", auf die mög- 
lichen Ursachen - zum Beispiel Verbuchung von 
Unteraufträgen, die später die Mittelherkunft nicht 
immer erkennen läßt - eingehen. 

Nachstehende Tabelle zeigt die hier in drei Grup- 
pen zusammengefaßte Aufteilung der Fördermittel 
nach Beschäftigtengrößenklassen für die Jahre 1969 
und 1971 im Vergleich (nach Stifterverband). 

Verteilung staatlicher Fördermittel auf Unterneh- 
men der Wirtschaft ^) nach Beschäftigtengrößenklas- 
sen (in V. H.): 



Tabelle 2 

Beschäftigtengrößenklasse 

1969 

1971 

bis 1999 Beschäftigte 

15,0 

14,6 

2000 bis 4999 Beschäftigte 

10,7 

6,1 

5000 und mehr Beschäftigte 

74,3 

79,3 

Insgesamt 

100,0 

100,0 


Hiernach fließen zwar einerseits rund 80 v, H. der 
staatlichen Mittel (1971) an Großunternehmen. Be- 
dingt durch den hohen eigenen FE-Aufwand dieser 
Unternehmen ist trotzdem andererseits - wie nach- 
stehende Tabelle 3 zeigt - der staatliche Finanzie- 
rungsanteil an den FE-Aufwendungen in den Groß- 
unternehmen (mehr als 5000 Beschäftigte) mit 15,2 


V. H. erheblich niedriger als in kleinen und mittle- 
ren Unternehmen (bis 1999 Beschäftigte), wo er 
21,2 V. H. beträgt. 

FE-Aufwendungen der Unternehmen nach Herkunft 
der Mittel 1971 und nach Beschäftigtengrößenklas- 
sen (ohne chemische Industrie ^) - in v. H.: 


Tabelle 3 

Beschäftigten- vom eigenen _ von dritter 

großenklasse Unternehmen Seite 4) 


unter 100 Besch. 82,4 

7,4 ' 

10,2 


100- 499 Besch. 96,4 

3,2 

0,4 


500 - 999 Besch. 93,7 

■ ■^5,6») 3 4 

2,9 

■ 3,2 5) 

i 1 000 - 1 999 Besch. 60,4 

1 

35,6 

4,0 


2 000 - 4 999 Besch. 82,6 

9,5 

7:9 


5 000 - 9 999 Besch. 83,3 ] 8,8 ] 7,9 ] 

10 000 und mehr 78,4]^^'°"^^ 16,1 J 5,5 


Allerdings zeigt die Übersicht auch, daß in den Grö- 
ßenklassen zwischen 100 und 999 Beschäftigten, also 
in einem Teilbereich innerhalb der Gruppe der klei- 
nen und mittleren Unternehmen, der staatliche Fi- 
nanzierungsanteil im Vergleich zu den selbstfinan- 
zierten Aufwendungen deutlich niedriger liegt als 
in allen übrigen Größenklassen. 


2. Wie entwickelte sich die gesamte staatliche 
Forschungsförderung von 1969 bis 1974, und 
welche Mittel flössen insgesamt an Unterneh- 
men der Wirtschaft und hierbei insbesondere an 
kleine und mittlere Unternehmen? 

Die Tabelle 4 gibt einen Überblick über die Entwick- 
lung der staatlichen Förderung von Forschung und 
Entwicklung einschließlich der Länderbeiträge für 
den Zeitraum 1969 bis 1973. Die entsprechenden 
Angaben für 1974 sind derzeit noch nicht verfügbar. 

Hinsichtlich des auf kleine und mittlere Unterneh- 
men entfallenden Anteils der FE-Zuwendungen 
I wird auf die Beantwortung der Frage 1 verwiesen. 

I Der auf diese Unternehmen entfallende Anteil der 
i steuerlichen Forschungsförderung könnte nur mit 
I einem angesichts der Arbeitsbelastung der Finanz- 


3 ) Ohne chemische Industrie, da entsprechende Angaben 
nicht vorliegen, der Anteil der diesem Sektor zuge- 
flossenen Mittel liegt jedoch in beiden Jahren nur bei 
1,4 v.H. 

4) von dritten Unternehmen, vom Ausland, von priva- 
ten Organisationen ohne Erwerbscharakter 

5) im gewogenen Durchschnitt 
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Staatliche Förderung von Forschung und Entwicklung 1969 - 1973 (Mio DM) 


Jahr 6) 


staatliche 

FE-Ausgaben 

insgesamt 


FE-Zuwendungen 
an die gewerbliche 
Wirtschaft 


Tabelle 4 


Anteil der FE-Zuwen- 
dungen an die Wirt- 
schaft an den Ausgaben 
insgesamt (v. H.) 


1969 

5 674 

1970 

6 900 

1971 

8 700 

1972 

10 200 

1973 

11 200 


1040 

18,3 

1500 

21,7 

2000 

23,0 

2400 

23,5 

2300 

20,5 


ämter nicht mehr vertretbaren Verwaltungsaufwand 
gesondert ermittelt werden. 


3. Welche Bedeutung haben die kleinen und mitt- 
leren Unternehmen für den technischen Fort- 
schritt und für die Konkurrenzfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft, und was gedenkt die Bun- 
desregierung zu tun, um auch im Interesse der 
Wettbewerbspolitik die Forschungsaktivität der 
kleinen und mittleren Unternehmen zu stär- 
ken? 

Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklä- 
rung vom 17. Mai 1974 die Bedeutung der kleinen 
und mittleren Unternehmen als unverzichtbaren Be- 
standteil einer am Leistungswettbewerb orientierten 
Wirtschaft gewürdigt. Die Bundesregierung ist daher 
bemüht, die Leistungsfähigkeit dieser Unterneh- 
mensgruppe auch im Rahmen der Förderung von 
Forschung und Entwicklung nach Kräften zu stärken. 

Allerdings werden vor allem bei den vom BMFT 
geförderten Vorhaben der Wirtschaft vielfach auf- 
grund 

— des Umfangs und der technischen Komplexität 
vieler Projekte, 

— des damit verbundenen hohen FE- und späteren 
Marktrisikos, 

— der hierzu erforderlichen Entwicklungskapazitä- 
ten 

zwangsläufig Großunternehmen mit der verantwort- 
lichen Durchführung vor allem der finanziell ins 
Gewicht fallenden Großprojekte betraut. Häufig 
reicht erst die auf dem betreffenden Gebiet zusam- 
mengefaßte Forschungs- und Entwicklungskapazität 
und die Finanzkraft mehrerer Großunternehmen in 
Arbeitsgemeinschaften aus, um solche Projekte wirt- 
schaftlich sinnvoll und ohne existenzgefährdendes Ri- 
siko für die beteiligten Unternehmen durchzuführen. 
Auch solche Vorhaben, die von ihrer besseren Teil- 
barkeit und daher auch geringerem Einzelumfang 
her zunächst für kleine und mittlere Unternehmen 


6) Angaben für 1972 vorläufig, für 1973 geschätzt 

Die in der Aufstellung nicht berücksichtigte steuerliche 
Forschungsförderung entwickelte sich wie folgt: die 
Investitionszulage stieg von 125 Mio DM 1970 auf 
215 Mio DM 1973; die steuerliche Mindereinnahme 
aufgrund der Bewertungsfreiheit von 125 Mio DM 
1969 auf 140 Mio DM 1973 


geeignet erscheinen - gerade in technologischen 
Schlüsselbereichen der Wirtschaft wie zum Beispiel 
im Bereich elektronischer Bauelemente ~, scheiden 
vielfach deshalb aus, weil die Kapazität dieser Un- 
ternehmen für eine spätere - zur Erreichung inter- 
nationaler Wettbewerbsfähigkeit erforderliche - 
Großserienproduktion kaum ausreicht. Hierbei wer- 
den die Entwicklungsmöglichkeiten kleinerer Unter- 
nehmen vor allem auf Spezialgebieten keineswegs 
übersehen. 

Mit einer forcierten Vergabe kleinerer Vorhaben 
an kleine und mittlere Unternehmen wäre diesen 
nicht gedient. Der auch für solche Vorhaben in der 
Regel erforderliche Ausbau der vorhandenen Ent- 
wicklungskapazitäten und deren spezifische Ausrich- 
tung wird immer dann zu einer Belastung für solche 
Unternehmen, wenn eine kommerzielle Verwertung 
der erreichten Ergebnisse nicht erfolgversprechend 
ist und staatlich geförderte Nachfolgeprojekte aus- 
bleiben. 

Die Bundesregierung sieht jedoch Chancen für kleine 
und mittlere Unternehmen vor allem darin, daß sie 

— sich mit ihren speziellen Know-how an Großpro- 
jekten beteiligen, um es durch Anwendung und 
übertragimg auf neue Bereiche weiter auszu- 
bauen; 

— verantwortlich solche Projekte übernehmen, bei 
denen bisherige spezifische Erfahrungen und 
Kenntnisse in hohem Maße genutzt, weiter aus- 
gebaut und ein wirtschaftlicher Konkurrenzvor- 
sprung gegenüber Großunternehmen erreicht 
werden kann; 

— stärker auf vorhandene (staatlich geförderte) FE- 
Ergebnisse zurückgreifen und sie auf ihrem spe- 
ziellen Arbeitsgebiet zur Anwendung bringen. 

Die Bundesregierung unterstützt diese Bemühungen, 
durch 

— Verpflichtung zur Ausschreibung von Unterauf- 
trägen bei der Förderung von Großprojekten, 

— Anweisung an bei der Vergabe von FE-Mitteln 
eingeschaltete Projektträger zur besonderen Be- 
rücksichtigung und Beratung kleiner und mittle- 
rer Unternehmen, 

— die unter bestimmten Voraussetzungen mögliche 
Weitergabe von geförderten FE-Ergebnissen an 
dritte Unternehmen, 

— in Zukunft auch durch Einräumung exklusiver 
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Nutzungsrechte - soweit vertretbar und zweck- 
dienlich - an staatlich geförderten FE-Ergebnis- 
sen, 

sowie durch 

— weitgehende Risikoübernahme für eine in Grün- 
dung befindliche Wagnisfinanzierungsgesell- 
schaft, die über den Erwerb von Beteiligungen 
Innovationen in kleinen und mittleren Unterneh- 
men erleichtern soll (vgl. Antwort zur Frage 6, 
letzter Absatz), 

— die unter Frage 1 bereits erwähnten Aktivitäten 
des BMWi. 


4. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
gegenwärtige steuerliche Forschungsförderung 
kleinen und mittleren Unternehmen genauso 
zugute kommt wie Großunternehmen, und wel- 
che Vorstellungen hat sie in diesem Bereich 
über eine stärkere Berücksichtigung der klei- 
nen und mittleren Unternehmen bei der steuer- 
lichen Forschungsförderung? 

Bei der gegenwärtigen steuerlichen Forschungsför- 
derung ist zu unterscheiden zwischen der Investi- 
tionszulage (in Höhe von 7,5 v. H. für FE-lnvestitio- 
nen) und der Bewertungsfreiheit bei FE-lnvestitio- 
nen (Sonderabschreibung neben der linearen Abset- 
zung für Abnutzung in Höhe von 50 v. H. bei be- 
weglichen und 30 V. H. bei unbeweglichen Wirt- 
schaftsgütern innerhalb der ersten fünf Jahre). 

Sonderabschreibungen wirken bei unterschiedlichen 
Steuersätzen zwangsläufig auch unterschiedlich. Da- 
durch können sich auch unterschiedliche Zins- und 
Liquiditätsvorteile ergeben. Unternehmen mit ge- 
ringeren Erträgen sind daher insoweit im Nachteil 
gegenüber Unternehmen mit höheren Erträgen. Auch 
im Hinblick auf diese ungleichmäßige Wirkung hat 
die Bundesregierung im Rahmen des Einkommen- 
steuerreformgesetzes vorgeschlagen, die Bewer- 
tungsfreiheit Ende 1974 auslaufen zu lassen. Der 
Deutsche Bundestag ist diesem Vorschlag am 5. und 
6. Juni 1974 bei der 2. und 3. Lesung des Gesetz- 
entwurfs gefolgt. 

Die Gewährung der Investitionszulage ist dagegen 
von Unternehmensgröße und -erträgen unabhängig. 
Entscheidend ist vielmehr allein die Höhe der FE- 
Investitionen, aus der sich die Zulage errechnet. 
Diese Begünstigung kommt daher kleinen und mitt- 
leren Unternehmen genauso zugute wie Großunter- 
nehmen. 

Eine besondere steuerliche Begünstigung der FE- 
Aufwendungen kleiner und mittlerer Unternehmen 
aus strukturpolitischen Erwägungen heraus würde 
insbesondere voraussetzen, daß 

a) die Wirksamkeit derartiger Maßnahmen und 

b) die Vertretbarkeit des damit verbundenen finan- 
ziellen und verwaltungsmäßigen Mehraufwandes 

hinreichend geklärt sind. Der BMFT hat die Ver- 
gabe einer Studie vorbereitet, in deren Rahmen ins- 
besondere die Frage a) vertieft werden soll. 


5. Was will die Bundesregierung insbesondere tun, 
um die industrielle Gemeinschaftsforschung in 
ihren verschiedensten Formen zu fördern? 

Die Bundesregierung sieht in der industriellen Ge- 
meinschaftsforschung ein geeignetes Instrument zur 
ständigen Anpassung vor allem auch kleiner und 
mittlerer Unternehmen an den technischen Fort- 
schritt und damit zur Stärkung ihrer Wettbewerbs- 
kraft. Mehr als 8000 Firmen haben sich in 76 nach 
Branchen gegliederten Forschungsvereinigungen in 
der Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungs- 
vereinigungen (AlF) zusammengeschlossen. 

Die industrielle Gemeinschaftsforschung kann nur 
wirkungsvoll sein, wenn aus der genauen Kenntnis 
der branchenspezifischen technologischen Probleme 
die für den technischen Fortschritt in den Unterneh- 
men notwendigen und geeigneten FE-Vorhaben 
durchgeführt werden. Die Organisation der Gemein- 
schaftsforschung durch - in den Untergruppen 
branchenmäßig zusammengesetzte - Selbstverwal- 
tungsorgane der Wirtschaft hat sich daher bewährt 
und wird auch von der Industrie positiv beurteilt. 

Die Bundesregierung wertet die Gemeinschaftsfor- 
schung im Rahmen der AlF, die überwiegend von 
kleinen und mittleren Unternehmen getragen wird, 
als Ausdruck des Selbstbehauptungswillens dieser 
Unternehmensgruppe und hat daher auch von Jahr 
zu Jahr steigende finanzielle Hilfen gewährt (vgl. 
Antwort zu Frage 1, Abschnitt a). Auch bei der Fort- 
schreibung der Finanzplanung wird die Bundesre- 
gierung die industrielle Gemeinschaftsforschung 
ihrer Bedeutung entsprechend berücksichtigen. 

Daneben gewährt der BMFT Zuwendungen zu For- 
schungsvorhaben von Fachverbänden und Fachver- 
einigungen, soweit solche Vorhaben in den Rahmen 
der Förderungsprogramme passen. 


6. In welchem Umfange kann die Kaufkraft des 
Staates eingesetzt werden zum Erwerb neu- 
artiger Produkte und Dienstleistungen bei klei- 
nen und mittleren Unternehmen? 

Die Bundesregierung sieht, daß gerade das spätere 
Marktrisiko kleine und mittlere Unternehmen viel- 
fach von einer verstärkten FE-Aktivität und dem 
Versuch der wirtschaftlichen Umsetzung von FE-Er- 
gebnissen (Innovation) zurückschrecken läßt. Dies 
gilt besonders für technisch hochwertige Kompo- 
nenten, für die der Anfangsbedarf zunächst noch zu 
klein ist, um einen erfolgreicheren Start zu gewähr- 
leisten. 

Es ist ein naheliegender Gedanke, solche Schwierig- 
keiten durch eine den Ankauf neuartiger Produkte 
begünstigende Beschaffungspolitik der öffentlichen 
Hand mildern zu wollen. Jedoch ist zu bedenken, daß 
eine wirksame Hilfe von der Beschaffungsseite, her 
schon in einem relativ frühen Stadium der Entwick- 
lung und Erprobung ansetzen und damit letztlich 
auf Kaufzusagen, Einbauverpflichtungen für Haupt- 
lieferanten u. ä. für noch nicht ausreichend erprobte 
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und in der Praxis bewährte Produkte hinauslaufen 
müßte. Dies würde bedeuten, daß 

— das öffentliche Beschaffungswesen mit tech- 
nischen Risiken belastet wird, die es bisher durch 
Rückgriff auf bewährte Produkte oder auf aus- 
gedehnte vergleichende Erprobungen weitestge- 
hend auszuschalten bemüht war; hierdurch würde 
die Gefahr von Fehlinvestitionen im öffentlichen 
Bereich erhöht; 

— der Preis- und Leistungswettbewerb bei Beschaf- 
fungen eingeengt würde. 

Hinzu kommt, daß das Beschaffungsverfahren hin- 
sichtlich der technologischen Beurteilung erweitert 
werden müßte, wofür die vorhandene Personalka- 
pazität und die Erfahrungen der Beschaffungsstel- 
len derzeit kaum ausreichen würden. 

Eine praktische Umsetzung des Gedankens eines 
stärker auf Innovation gerichteten öffentlichen Be- 
schaffungswesens - das eine gewisse Bevorzugung 
kleiner und mittlerer Unternehmen einschließt - 
könnte daher nur sehr behutsam erfolgen. Zu den- 


ken wäre etwa an eine besondere Berücksichtigung 
öffentlich geförderter Entwicklungsergebnisse, weil 
hier bereits vor und während der Entwicklung um- 
fangreiche technologische Begutachtungen erstellt 
werden. 

Die Bundesregierung ist allerdings der Meinung, 
daß es zumindest ebenso wichtig ist, für kleine und 
mittlere Unternehmen den Zugang zu Risikokapital 
und Managementhilfen zu verbessern, um sie in 
die Lage zu versetzen, das Marktrisiko für neue Ent- 
wicklungen mit guten Chancen im Wettbewerb tra- 
gen zu können. Die Zusage des Bundes, das Risiko 
einer Wagnisfinanzierungsgesellschaft, die sich die- 
sen Aufgaben widmen soll, zu 75 v. H. zu überneh- 
men, muß neben den bereits laufenden Aktivitäten 
als ein weiterer wichtiger Schritt in diese Richtung 
angesehen werden. 

Im übrigen ist zu berücksichtigen, daß in weiten 
Bereichen des öffentlichen Beschaffungswesens, zum 
Beispiel bei der Deckung des Verteidigungsbedarfs, 
eine besondere Berücksichtigung mittelständischer 
Gewerbebetriebe bereits praktiziert wird. 
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